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Eingriffsbilanzierung 
 
Die Eingriffsbilanzierung gemäß Kompensationsverordnung fehlt und ist in der 
nächsten Offenlegung vorzulegen.  
 
Hinweis 
Für die noch vorzulegende Eingriffsbilanzierung ist auch die Bilanzierung der 
Flächen für technische Einrichtungen, wie die tatsächlichen Größen der geplan-
ten baulichen Anlagen (u.a. Batteriespeicher, Trafostation, usw.), sowie die 
geplanten Befestigungen zu veranschlagen.  
 

 
Artenschutz 
 
Wir begrüßen den Einsatz einer ökologischen Baubegleitung. Baubeginn, viertel-
jährlicher Entwicklungsstand und Bauabschluss sind der Unteren Naturschutz-
behörde (unb@hef-rof.de) mitzuteilen.  

 
Die Ergebnisse der Kartierung im Planungsgebiet wurden aufgrund der derzeit 
laufenden Kartierungen noch nicht in den Umweltbericht eingearbeitet und sind 
bei der nächsten Offenlegung zu ergänzen. 
Die Untersuchungen haben mindestens folgende Arten(gruppen) zu umfassen: 
 

• Zauneidechse, 

• Tagfalter, Libellen und Wildbienen 

Wildbienen können insbesondere im Bereich offener Sandflächen angetroffen 
werden. Dieser Bereich ist auf Brutröhren zu untersuchen, da eine offene Sand-
fläche ein bevorzugtes Bruthabitat von seltenen Wildbienenarten ist. Wenn Brut-
röhren entdeckt werden ist der Abstand zur Photovoltaik-Anlage so groß zu hal-
ten, dass der Bereich weiterhin besonnt wird, oder es müssen alternativ entspre-
chende CEF-Maßnahmen entwickelt werden. 
 

• Fledermäuse, 

• Brutvögel [(Greifvögel, Heckenbrüter und Bodenbrüter insb. Feldlerche 
und Rebhuhn), Nahrungshabitate, Aktionsräume] 

• Kleinsäuger (wie Haselmäuse, Nachweis über Nesting-Tubes) und 

• Amphibien 
 
Aus den Planunterlagen aus dem Jahr 2010 geht hervor, dass sich im süd-
östlichen Randbereich der ehemaligen Gartenbauanlage der Firma Zilch ein 
Löschwasserteich befindet. Es ist zu prüfen, wie dessen Erhaltungszustand ist 
und welche Arten wie z.B. Amphibien und Libellen ihn als Lebensraum nutzen. 
 
Tragfähige Einschätzungen und Aussagen zu weiteren benötigten Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen für vom Vorhaben betroffener Arten können erst nach Fertig-
stellung und Veröffentlichung der Kartierergebnisse getroffen werden, da sich 
aus den noch ausstehenden Ergebnissen weitere Auflagen für das Vorhaben ablei-
ten können. 
 
Aus dem Bestand resultieren ggf. Vorkommen von artenschutzrechtlich relevanten 
Arten. Für Arten, bei denen ein Vorkommen nicht offensichtlich ausgeschlossen 
werden kann, ist eine Kartierung im Wirkungsraum des Vorhabens erforderlich. 
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Für die vorgefundenen Arten sind geeignete vorlaufende Artenschutz-Maßnahmen 
(sogenannte CEF-Maßnahmen), sowie Vermeidungs- und Vergrämungsmaßnahmen 
zu benennen, festzusetzen und anschließend umzusetzen, um nicht in den Kon-
flikt mit dem Artenschutz nach § 44 BNatSchG zu kommen. 
 
Es fehlen Angaben, ob die bestehenden Gebäude erhalten werden. Sollte dies 
nicht der Fall sein, weisen wir Sie daraufhin, dass die Abbrucharbeiten möglichst 
in der Zeit zwischen dem 01.10. und 01.03. zu erfolgen haben. Bei einem Abbruch 
außerhalb dieses Zeitraumes sind die Gebäude unmittelbar vor dem Abriss noch-
mals auf das Vorhandensein von besonders geschützten Tierarten zu überprüfen.  
 
Das Ergebnis der Prüfung ist der Unteren Naturschutzbehörde (unb@hef-rof.de) 
mitzuteilen. Sofern es Konflikte geben sollte, ist vor Beginn aller Arbeiten eine 
Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde über die weitere Vorgehenswei-
se und die erforderlichen Maßnahmen zur Berücksichtigung der artenschutzrechtli-
chen Verbote erforderlich. 
 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
 
Umpflanzungen und Schnittmaßnahmen 
Bestehende Gehölz- und Strauchstrukturen stellen potentielle Brut- und Lebens-
stätten für heimische Tierarten dar und sollten mit dem Ziel der Eingriffsmini-
mierung soweit wie möglich erhalten und während der Baumaßnahmen vor Be-
einträchtigungen, wie Beschädigung der Wurzeln, Beseitigung von Ästen, Lage-
rung von Material am Stamm, durch geeignete Maßnahmen geschützt werden.  
Eine Schädigung bestimmter Arten und Lebensräume gem. § 19 Abs. 1 Satz 1 
BNatSchG muss ausgeschlossen werden können. 
 
Im Sinne der Eingriffsvermeidung und -minimierung befürworten wir den ge-
planten Erhalt bestehender Gehölze. Die geplanten Umpflanzungen der Bäume 
sind eingehend zu beschreiben, insbesondere hinsichtlich des Erhaltungskonzep-
tes. Des Weiteren sind die Pflegemaßnahmen der Heckenstrukturen entlang des 
Zaunes, die als „Auflichtungsmaßnahmen“ beschriebenen sind, näher zu be-
schreiben und Freiflächenplan darzustellen. 
 
Hinweis Heckenpflege 
Eine abschnittsweise Heckenpflege ist eine nachhaltige Methode, bei der Hecken 
abschnittsweise (maximal ein Fünftel bis ein Drittel) auf den Stock gesetzt wer-
den. Dies fördert den Neuaustrieb, erhält die Dichtigkeit bis zum Boden und be-
wahrt wichtige Lebensräume für Vögel und Insekten. 
 
Wir weisen darauf hin, dass die Entfernung von Bäumen zum Schutz der Avifauna 
nur außerhalb der Brut- und Setzzeiten erfolgen darf (§ 39 BNatSchG Abs. 5 Nr. 
2). Eine eventuell erforderliche Beseitigung oder ein starker Rückschnitt von 
Bäumen, Hecken und Sträuchern sollte auch nur in der vogelbrutfreien Zeit, vom 
01. Oktober bis 28./29. Februar eines jeweiligen Jahres, erfolgen. 
 
Grünlandpflege 
Das vorgesehene Monitoring über die Entwicklung des Grünlands im Bereich der 
Photovoltaik-Freiflächenanlage in Verbindung mit der extensiven Schafbeweidung 
wird von uns befürwortet. Die Ergebnisse des Monitorings sind nach Abschluss der 
Untersuchungen auch der Unteren Naturschutzbehörde (unb@hef-rof.de) vorzule-
gen. 
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Hinweise: 

− Im Geltungsbereich der o.g. Bauleitplanung ist die Verlegung eines Erdkabels erforder-
lich, das den erzeugten Strom zur ebenfalls in dem v.g. Bereich zugewiesenen Trafosta-
tion führt. Die Einspeisung in das öffentliche Netz soll über die vorhandene Hochspan-
nungsleitung erfolgen. Hierfür liegt bereits vom Netzbettreiber eine Zusage. Überschüs-
siger Strom soll in einem noch zu errichtenden Batteriespeicher innerhalb des besagten 
Bereiches gesammelt werden (vgl. Begründung, Kap. 3.1, 4.2, 5). 

Sollte sich im laufenden Verfahren bzgl. der Infrastrukturmaßnahmen eine erforderliche 
Inanspruchnahme (insb. Eingriffe in den Untergrund) von umliegenden Wasserschutzge-
bieten herausstellen, bedarf dies einer ergänzenden wasserbehördlichen Beurteilung. 

− Nach dem vorliegenden Umweltbericht (vgl. Kap. 3.1.2) soll im Geltungsbereich soll unter 
den Modultischen Extensiv-Grünland entwickelt werden. Dort wird als Pflegemaßnahme 
eine temporäre Schafbeweidung mit einer Besatzdichte von 0,6 GV/ha (1 GV ≈ 10 Scha-
fen), um so die extensive Nutzung sicherzustellen (hier also 3,1 ha x 6 = 18 Schafe). 
Dabei findet die erstmalige Beweidung erst nach der Herstellung einer geschlossenen 
Grasnarbe statt. Der Einsatz von Agrochemikalien ist unzulässig. Die Modultische dürfen 
nur mit biologisch abbaubaren Reinigungsmitteln behandelt werden (vgl. Begründung, 
Kap.6.3.9).  

Bei der Festlegung von Behandlungsmitteln und Viehbestand wird dem Grundwasser-
schutz Rechnung getragen, sofern die besagten Festlegungen eingehalten werden. Aus 
Sicht der Oberen Wasserbehörde (Dez. 31.2, Fachbereich Grundwasserschutz, Wasser-
versorgung) wäre jedoch eine Mahd wünschenswerter. 

− Falls im laufenden Verfahren durch vorgebrachte Hinweise anderer Träger öffentlicher 
Belange noch ein weiterer vorhabenbezogener Ausgleich (insb. in Schutzgebieten nach 
§§ 51 bis 53 WHG) realisiert werden soll, wäre hierzu eine wasserbehördliche Beurteilung 
erst nach Vorlage einer detaillierten Maßnahmenbeschreibung möglich. 
 
 
Altlasten, Bodenschutz 
 

Nachsorgender Bodenschutz 

 

Nach aktueller Recherche im zentral geführten Fachinformationssystem „Altflächen und 

Grundwasserschadensfälle“ (FIS AG) des Landes Hessen sind mir für die direkt betroffe-

nen Flächen des vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 81 „PV-Freiflächenanlage – Krumme 
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Länder – Spessartstraße“ im Stadtteil Breitenbach (Stadt Bebra) eine Altfläche (Altabla-
gerungen oder Altstandorte im Sinne von § 2 BBodSchG bzw. Grundwässer-
schadensfälle (Gewässerverunreinigungen im Sinne von § 57 des HWG)) bekannt. Be-
züglich des nachsorgenden Bodenschutzes können sich somit grundsätzlich Vorgaben 
oder Einschränkungen ergeben. 

 

Bei der im System FIS AG für das Grundstück Flur 8, Flurstück 7/1 in der Gem. Breiten-
bach (Stadt Bebra) hinterlegten Altfläche handelt es sich um folgende Altablagerung: 

 

Altis-Nr.: 632.003.050-000.012, Arbeitsname: Jürgen Zilch GmbH & Co. Garten- und 
Landschaftsbau KG, Status: Anfangsverdacht nicht bestätigt, Flächenart: Altstandort, 
Straße: Spessartstraße 12, UTM-Ost: 554815.605, UTM-Nord: 5644551.242, max. WZ-
Klasse: 3, Bemerkung: --- 

 

 
Abbildung: Auszug FIS AG, Altstandort, Fa. Zilch, Atlis-Nr.: 632.003.050-000.012 
 





-5- 

Weiterhin ist dem Umweltbericht grundsätzlich eine bodenfunktionale Kompensationsbe-
trachtung auf der Grundlage der „Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs 

für das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz“ des HLNUG, Wiesbaden 2023 
(Böden und Bodenschutz in Hessen, Heft 16) beizufügen.  

In diesem Zusammenhang verweise ich auf den Erlass des HMUKLV vom 22. Mai 2018, 
Az.: III 8 – 089b 06.03 an alle hessischen Städte und Gemeinden, in dem auch ein Hin-
weis auf die Internetseite zum Herunterladen der Arbeitshilfe einschließlich einem 
zugehörigen Berechnungswerkzeug gegeben wird. 

Die aktuell vorliegenden Unterlagen beinhalten noch keine bodenfunktionale Kompensa-
tionsbetrachtung auf der Basis des oben angesprochenen Erlasses und der Arbeitshilfe 
des HLNUG. Eine final nicht erstellte bodenfunktionale Kompensationsbetrachtung kann 
offensichtlich zu einem Abwägungsfehler im Bauleitverfahren führen. 

Es kann bereits jetzt festgestellt werden, dass neben dauerhaften bodenfunktionalen Ein-
griffen in den Bereichen der Trafo-Station, des Batteriespeichers etc. auch mit höheren 
verbleibenden Eingriffen im Bereich der PV-Anlagen zu rechnen ist. Darüber hinaus er-
geben sich auf der ca. 3,1 ha großen Flächen des B-Plans für die PV-Anlage für die 
Bauzeit durch Befahrung und die Herstellung von Leitungsgräben zumindest temporäre 
bodenfunktionale Eingriffe, die auch in der noch zu erstellenden Kompensationsbetrach-
tung zu bewerten bzw. auszugleichen sind. Bei vergleichbaren Projekten wurden 
temporäre bodenfunktionale Eingriffsflächen von bis 25 % der Gesamt-PV-Fläche ange-
setzt. 

Es kann für die temp. Beanspruchung mit einen WS-Verlust von ca. 25 % (Summe aus 
ID 4 „Verdichtung“, ID 5 „Erosion“ und ID 6 „Stoffeintrag…“) gerechnet werden. 

Entsprechend § 4 (5) BBodSchV kann ab einer Eingriffsflächen von 3.000 m2 die zustän-
dige Bodenschutz-Behörde eine Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) nach DIN 19639 
im Einzelfall verlangen. Entsprechend der Größe der Maßnahme (ca. 3,1 ha) halten wir 
die Festsetzung der BBB für geboten. Die Beauftragung der BBB kann in der bodenfunk-
tionalen Kompensationsbetrachtung positiv als Minderungsmaßnahme angesetzt 
werden. 

Die Darstellungen zum vorsorgenden Bodenschutz mit der Empfehlung von bodenfunk-
tionalen Minderungs- und Vermeidungsmaßnahmen sind aktuell im Vorentwurf des 
Umweltberichtes in einer nicht ausreichenden Form vorhanden. Es wird lediglich auf die 
geplante Bestellung einer Bodenkundlichen Baubegleitung (BBB) in Verbindung mit der 
Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes auf der Basis der DIN 19639 verwiesen. In die-
sem Zusammenhang empfehle ich zur Erhöhung der Verbindlichkeit der Beauftragung 
der BBB und der Erstellung des Bodenschutzkonzeptes diese mit in die Festsetzungen 
des B-Plans zu übernehmen. 
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Ich empfehle in den Festsetzungen zum B-Plan zu vermerken, dass bei der Umsetzung 
der Planung die vom Hessischen Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt (HMLU) her-
ausgegebenen Merkblätter "Bodenschutz für Bauausführende" sowie zusätzlich auch 
"Bodenschutz für Häuslebauer" zu beachten sind. 

Zugunsten des Vorsorgenden Bodenschutzes wurden bereits richtig in die textliche Fest-
setzung des Bebauungsplans die einschlägigen Normen wie DIN 19731, DIN 18915 u. 
DIN 19639 zur Umsetzung in der Planung und Baudurchführung übernommen. 

In dem B-Plan ist bereits richtig zur Beachtung und Umsetzung die Unterlage der LABO 
(Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz) „Bodenschutz bei Standortauswahl, 

Bau, Betrieb und Rückbau von Freiflächenanlagen für Photovoltaik und Solarthermie“ 

vom 28.02.2023 aufgenommen worden. 

 

Stoffliche Beeinträchtigungen durch verzinkte Bauteile im Boden 

Für die Gründung der Modulgestelle mit Materialien aus Metall wird aus Korrosions-
schutzgründen überwiegend verzinkter Stahl verwendet. Werden verzinkte Stahlprofile, 
Stahlrohre bzw. Stahlanker im Boden bis in die wassergesättigte Zone oder den Grund-
wasserschwankungsbereich eingebracht, kann Zink verstärkt in Lösung gehen. Bei 
Bodenreaktionen im deutlich sauren oder alkalischen Bereich werden diese Effekte noch-
mals verstärkt. 

Für die Gründung der in der Regel großflächigen FFA werden viele Gründungselemente 
benötigt. Daher ist ein nicht unerheblicher Stoffeintrag ins Grundwasser mit Gefährdung 
seiner natürlichen Organismen nach derzeitigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. 
Somit wäre eine Gründung mit verzinkten Stahlprofilen, -rohren oder Schraubankern 
schon aus Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes nicht zulässig, wenn diese 
bis in die gesättigte Zone oder den Grundwasserschwankungsbereich reichen müssten. 
Hier sind andere Materialien (z. B. unverzinkter Stahl, Edelstahl, Aluminium) oder andere 
Gründungsverfahren zu verwenden. Der Vorhabenträger hat sorge dafür zu tragen, dass 
verzinkte Bauteile der PV-Unterkonstruktionen nicht dauerhaft in die wassergesättigte 
Bodenzone eingebracht werden. (vgl. LABO, Arbeitshilfe PV). 

 

Reinigungsmittel 

Üblicherweise werden Solarmodule ausreichend durch den Niederschlag gereinigt. Ak-
tive Reinigungsmaßnahmen sind daher in der Regel nicht notwendig. Sofern 
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Abkürzung Name Fundstelle letzte Änderung 

zur Änderung der Deponieverordnung und der 
Gewerbeabfallverordnung 

BodSchZustV Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Hes-
sischen Altlasten- und Bodenschutzgesetz  
(Zuständigkeitsverordnung Bodenschutz) 

03.01.2008 
(GVBl. I S. 7) 

07.05.2020 
(GVBI. S. 318) 

DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenar-
beiten 

Beuth-Verlag 2018-06 

DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von 
Bauvorhaben 

Beuth-Verlag 2019-09 

DIN 19731 Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Boden-
material und Baggergut 

Beuth-Verlag 2023-10 

HAltBodSchG Hessisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanierung 
(Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz) 

28.09.2007 
(GVBl. I S. 652) 

30.09.2021 
(GVBl. S. 602, 
ber. S. 701) 

HWG Hessisches Wassergesetz 14.12.2010 
(GVBl. I S. 548) 

28.06.2023 
(GVBl. S. 473) 

Vollzugshilfe zu 
§§ 6 - 8 
BBodSchV n.F. 

Vollzugshilfe zu §§ 6 - 8 BBodSchV n.F. 
Anforderungen an das Auf- und Einbringen von 
Materialien auf oder in den Boden 

Bund/Länder Ar-
beitsgemeinschaft 
Bodenschutz 
(LABO) 

Stand: 
10.08.2023 

 Regionalplan Nordhessen 2009 
(Karte „Ostblatt“) 

15.03.2010 
(StAnz. Nr. 11) 

 

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) 

31.07.2009 
(BGBl. I S. 2585) 

09.01.2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 
4) 

 









Im Umweltbericht wird die gesamte Fläche für die Solarmodule ausgewiesen, demnach 
kann davon ausgegangen werden, dass die Solarmodule auch innerhalb der 
Anbauverbotszone platziert werden sollen.  
 
 
Dazu sind folgende Hinweise zu beachten: 
 
FStrG §9 
 
Nach dem Bundesfernstraßengesetz (FStrG) §9 dürfen  
längs der Bundesfernstraßen 
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 40 m bei  
    Bundesautobahn und bis zu 20 m bei Bundesstraßen  
    außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke  
    bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen  
    vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn,  
 
2. bauliche Anlagen, die außerhalb der zur Erschließung der  
    anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurch- 
    fahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bundes-/ Landes- 
    straßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden  
    sollen,  
 
nicht errichtet werden.  
 
Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend auch für Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren 
Umfangs sowie für Parkflächen, der Errichtung von Zäunen und Werbeanlagen. 
Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
 
Gemäß FStrG § 9, Abs. 8 kann Hessen Mobil im Einzelfall Ausnahmen von den Verboten 
der Absätze 1, 4 und 6 zulassen, wenn die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu 
einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit den 
öffentlichen Belangen vereinbar ist oder, wenn Gründe des Wohls der Allgemeinheit die 
Abweichungen erfordern. Ausnahmen können mit Bedingungen und Auflagen versehen 
werden. 
 
Gemäß Erlass des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 
vom 19.04.2023, Az.: VI-028-c-04-04-2023 ist die neue Vollzugs- und Genehmigungspraxis 
des Fernstraßenbundesamtes zu Freiflächen-Photovoltaikanlagen in der 
Anbauverbotszone entlang der Bundesautobahnen auch bei Bundes-, Landes- und 
Kreisstraßen anzuwenden. 
Im Rahmen der Vollzugs- und Genehmigungspraxis überwiegen bei der anbaurechtlichen 
Beurteilung grundsätzlich die Belange der erneuerbaren Energien. Straßenrechtliche 
Belange treten jedoch nicht vollständig zurück. Es ist bei der Einzelfallentscheidung über 
eine Ausnahmegenehmigung vom Anbauverbot zu prüfen, ob gewichtige straßenrechtliche 
Belange entgegenstehen, die bei der Bemessung des erforderlichen Abstandes zu 
beachten sind wie z.B. die Sicherstellung der Funktionstüchtigkeit der Straße und die 
Vermeidung von Blendwirkungen. 
 
Entsprechend der oben beschriebenen Vollzugs- und Genehmigungspraxis sind bei der 
Unterschreitung der 20 Meter Anbauverbotszone aus Gründen des Blendschutzes 
geeignete Gutachten oder Nachweise beizubringen, nach denen eine Blendwirkung der 
Verkehrsteilnehmenden in jeder Form ausgeschlossen werden kann.  
 
Dem Punkt 3.1.5 Landschaftsbild und Erholungswert des Umweltberichts ist zu entnehmen, 
dass das Gelände mit seiner Umzäunung und dem umliegenden Bewuchs bereits lang 
existiert und im Landschaftsbild eingefügt ist. Im Weiteren heißt es, dass die Photovoltaik-



Freiflächenanlage bei der Befahrung der B27 oder Hersfelder Straße nicht zu sehen ist und 
unter dem Punkt 3.1.6 Schutzgut Mensch des Umweltberichts wird erwähnt, dass beim 
Befahren der B27 keine Reflexionen des Sonnenlichts zu erwarten sind, da moderne 
Solarmodule eine werkseitig aufgebrachte Antireflexionsschicht auf dem Frontglas sowie 
zusätzlich oberflächenstrukturierte Solarzellen haben, durch die eine Großteil des 
einfallenden Lichts absorbiert und nur ein sehr geringer Anteil reflektiert wird.  
Es wird beschrieben, dass der Reflexionsgrad moderner Module damit deutlich unter dem 
herkömmlichen Glas und ist in der Regel geringer als bei Wasserflächen oder 
Glasfassaden liegt. Grundsätzlich seien die Module auf eine maximale Lichtaufnahme 
ausgelegt und nicht auf spiegelnde Reflexionen. 
 
Unter Berücksichtigung der Angaben der Begründung und des Umweltberichts empfehlen 
wir entlang des Solarfeldes naturschutzrechtlichen Ausgleich (ggf. ergänzende 
Anpflanzung von Sträuchern) stattfinden zu lassen, um eine Blendung des Verkehrs auf der 
Bundesstraße 27 gänzlich auszuschließen.  
 
Kabeltrassen 
Für die Einspeisung des Solarstroms bedarf es vermutlich der Herstellung einer 
Kabeltrasse. Sollten klassifizierte Straßen von der Herstellung erforderlicher Kabeltrassen 
betroffen sein, ist deren Verlegung separat bei Hessen Mobil zu beantragen. Die 
straßenrechtliche Genehmigung hierfür erfolgt über Gestattungsverträge. 
 
 
Verkehrliche Erschließung:  
 
Laut der Begründung zum Bebauungsplan Punkt 4.1 Verkehrsanbindung erfolgt die 
Haupterschließung des Grundstücks über die „Hersfelder Straße“ westlich der Planfläche. 
Die Hersfelder Straße ist etwa 175m entfernt. Bis zu der Planfläche werden die südlich und 
östlich gelegenen Kommunalen Feldwege genutzt, welche je nach Zustand vor Beginn der 
Bauarbeiten ertüchtigt werden.  
 

 

• Sollten im Rahmen der verkehrlichen Erschließung während der Bauphase 
Zufahrten zum klassifizierten Straßennetz geändert/ausgebaut werden, sind die 
erforderlichen Baumaßnahmen vorab mit Hessen Mobil abzustimmen. 
 

• Zur ggf. bauzeitigen Beschilderung und Absicherung der Zuwegung an 
klassifizierten Straßen ist die zuständige Verkehrsbehörde einzubinden. 
 

• Niederschlagswasser und sonstige Abwässer dürfen dem Straßenkörper und seinen 
Entwässerungsanlagen weder mittelbar noch unmittelbar zugeführt werden. 
 

• Beleuchtungsmasten und Beleuchtungsanlagen dürfen nur derart aufgestellt 
werden, dass der jeweilige Beleuchtungsstrahl nicht in Richtung Bundesstraße fällt. 
Eine hohe Lichtbestrahlung des Geländes ist auszuschließen, damit keine  
 

• Es wird darauf hingewiesen, dass von der B27 und der K74 entsprechende 
Emissionen ausgehen, die insbesondere aufgrund des besonderen 
Näheverhältnisses auf die Photovoltaikanlagen mit Ihren Nebenanlagen direkt oder 
indirekt ein- bzw. sich auf diese auswirken können. Dies ist bei der Planung zu 
berücksichtigen. Entsprechende Wirkungen können auch erst zu einem späteren 
Zeitpunkt entstehen. Beispielhaft können sich Wechselwirkungen durch die Schnee- 
und Eisräumung, Lärmschutzeinrichtungen, Staub- und Schmutzentwicklung oder 
durch das Begleitgrün der Straße sowie dessen Vegetation und Wachstum ergeben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die benannten Emissionen hinzunehmen sind. 
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